
Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Gülay Bollacke 

Beklagte: K + K Klaas & Kock B.V. & Co. KG 

Vorlagefragen 

1. Ist Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG ( 1 ) dahin 
auszulegen, dass er einzelstaatlichen Rechtsvorschriften oder 
Gepflogenheiten entgegensteht, wonach der Anspruch auf 
bezahlten Mindestjahresurlaub beim Tod des Arbeitnehmers 
in seiner Gesamtheit untergeht, nämlich neben dem nicht 
mehr zu verwirklichenden Anspruch auf Freistellung von 
der Arbeitspflicht auch der Anspruch auf Zahlung des 
Urlaubsentgelts? 

2. Ist Artikel 7 Absatz 2 der Richtlinie 2003/88/EG dahin 
auszulegen, dass der Anspruch auf eine finanzielle Ver­
gütung des bezahlten Mindestjahresurlaubs bei Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses in der Weise an die Person des 
Arbeitnehmers gebunden ist, dass dieser Anspruch nur 
ihm zusteht, damit er die mit der Gewährung des bezahlten 
Jahresurlaubs verbundenen Zwecke der Erholung und Frei­
zeit auch zu einem späteren Zeitpunkt verwirklichen kann? 

3. Ist Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2003/88/EG dahin­
gehend auszulegen, dass der Arbeitgeber verpflichtet ist, 
dem Arbeitnehmer im Hinblick auf den Schutz der Sicher­
heit und der Gesundheit der Arbeitnehmer bei der Arbeits­
zeitgestaltung Urlaub bis zum Ablauf des Kalenderjahres 
oder spätestens bis zum Ablauf eines für das Arbeitsverhält­
nis maßgeblichen Übertragungszeitraums auch tatsächlich 
zu gewähren, ohne dass es darauf ankommt, ob der Arbeit­
nehmer einen Urlaubsantrag gestellt hat? 

( 1 ) Richtlinie 2003/88/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 4. November 2003 über bestimmte Aspekte der Arbeitszeit­
gestaltung, ABl. L 299, S. 9. 

Vorabentscheidungsersuchen des Tribunal da Relação de 
Lisboa (Portugal), eingereicht am 18. März 2013 — Cruz 
& Companhia Lda/IFAP — Instituto de Financiamento da 

Agricultura e Pescas, IP, u. a. 

(Rechtssache C-128/13) 

(2013/C 171/21) 

Verfahrenssprache: Portugiesisch 

Vorlegendes Gericht 

Tribunal da Relação de Lisboa 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Rechtsmittelführerin: Cruz & Companhia Lda 

Rechtsmittelgegner: IFAP — Instituto de Financiamento da Agri­
cultura e Pescas, IP, und Caixa Central — Caixa Central de 
Crédito Agrícola Mútuo, CRL 

Vorlagefrage 

Der Gerichtshof der Europäischen Union wird ersucht, sich im 
Wege der Vorabentscheidung zur Auslegung von Art. 4 Abs. 1 
der Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 ( 1 ) der Kommission vom 
27. November 1987 und Art. 19 Abs. 1 Buchst. a der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2220/85 ( 2 ) der Kommission vom 22. Juli 
1985 im Hinblick auf die „Freigabe“ der im Rahmen von Art. 
22 Abs. 1 der erstgenannten Verordnung geleisteten Sicherheit 
und unter Berücksichtigung des Meinungsstreits dazu zu äußern. 

( 1 ) Verordnung (EWG) Nr. 3665/87 der Kommission vom 27. Novem­
ber 1987 über gemeinsame Durchführungsvorschriften für Ausfuhr­
erstattungen bei landwirtschaftlichen Erzeugnissen (ABl. L 351, S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EWG) Nr. 2220/85 der Kommission vom 22. Juli 1985 
mit gemeinsamen Durchführungsbestimmungen zur Regelung der 
Sicherheiten für landwirtschaftliche Erzeugnisse (ABl. L 205, S. 5). 

Vorabentscheidungsersuchen des Hoge Raad der 
Nederlanden (Niederlande), eingereicht am 18. März 2013 
— Kamino International Logistics BV, anderer 

Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

(Rechtssache C-129/13) 

(2013/C 171/22) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hoge Raad der Nederlanden 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführerin: Kamino International Logistics BV 

Anderer Verfahrensbeteiligter: Staatssecretaris van Financiën 

Vorlagefragen 

1. Eignet sich der unionsrechtliche Grundsatz der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung für eine unmittel­
bare Anwendung durch das nationale Gericht? 

2. Falls die erste Frage bejaht wird: 

a) Ist der unionsrechtliche Grundsatz der Wahrung der 
Verteidigungsrechte durch die Verwaltung so auszulegen, 
dass er verletzt ist, wenn der Adressat einer beabsichtig­
ten Entscheidung zwar nicht angehört wurde, bevor die 
Verwaltung eine beschwerende Maßnahme gegen ihn 
erließ, aber in einem anschließenden verwaltungsrecht­
lichen (Einspruchs-)Verfahren, das der Erhebung einer 
Klage beim nationalen Gericht vorausgeht, nachträglich 
Gelegenheit zur Anhörung erhalten hat?
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